
Bei fortgesetzter Selbstzerstörung, die
im kollektiven Gedächtnis der Bevölke-
rung tiefe Spuren hinterlassen dürfte,
bliebe als letzte Hoffnung für einen zu-
künftigen Machtwechsel hin zu einer
linken Reformalternative lediglich der
vergessliche Wähler, der nach wenigen
Jahren angeblich schier zwangsläufig
die Seiten wechselt. 

Die sieben Jahre Rot-Grün haben die
SPD jedoch nicht nur inhaltlich ent-
kernt, sondern auch personell eine
ganze Generation verbraucht. Übrig
geblieben sind die beiden Landtags-
wahlverlierer Peer Steinbrück und
Sigmar Gabriel als zukünftige „Hoff-
nungsträger“ auf Bundesebene, wie in
den Ländern die einsamen „Leuchttür-
me“ Beck, Platzeck, Ringstorff, Scherf
und Wowereit – nicht gerade ein faszi-
nierendes Angebot. 

Die Linke sollte sich deshalb auf den
neuen „volatilen Wähler“ und seine
vermeintliche Beweglichkeit nicht zu
sehr verlassen. Es gibt nämlich noch
eine andere Methode, einen verbrauch-
ten Regierungschef loszuwerden, aller-
dings ohne deswegen die Partei zu
wechseln. Eine Methode, von der in
absehbarer Zeit die Briten Gebrauch
machen werden: die Methode Blair-
Brown. Dabei sorgt dieselbe Partei da-
für, dass starke Konkurrenten aus den
eigenen Reihen das Bedürfnis des Wäh-
lers nach Alternative und Abwechslung
in der medialen Stimmungsdemokratie
befriedigen. Dieses Prinzip könnte
auch in Deutschland Schule machen, so
nicht die Linke ihre konzeptionelle und
personelle Schwäche mittelfristig über-
windet. Gegenwärtig scheint sie davon
allerdings weit entfernt.

1982, in der Zeit der tiefen Krise der
SPD nach dem Ende von Rot-Gelb,
betätigte sich neben Willy Brandt be-
kanntlich noch ein Anderer als Seher,
nämlich Herbert Wehner. Hellsichtig
sagte er der SPD damals 15 Jahre in der
Opposition voraus. Keine rosigen Aus-
sichten, fürwahr.

Albrecht von Lucke

Kommentare und Berichte 779

Blätter für deutsche und internationale Politik  7/2005

Armut global
„Wir sollten dafür kämpfen, die absolu-
te Armut bis zum Ende dieses Jahrhun-
derts auszurotten.“ Robert McNamara,
während des Vietnamkrieges US-Ver-
teidigungsminister und danach Präsi-
dent der Weltbank, formulierte dieses
Ziel 1973. Das Jahrhundert, das er
meinte, war das Zwanzigste. Dieses ist
nun seit fünf Jahren vorbei, doch die
Armut ist nicht verschwunden. Im
Gegenteil, in einigen Regionen – Sub-
sahara-Afrika und Lateinamerika –
nimmt sie sogar zu. 

Dem will die UNO mit einem groß an-
gelegten Aktionsplan, den Millennium
Development Goals (MDG), ein Ende
bereiten. Bis 2015 soll die Armut um die
Hälfte reduziert werden. Von der UNO
im Zuge des Millenniumhypes 2000
verabschiedet, erhielt das Programm
damals die Unterstützung zahlreicher
Staatschefs auch aus den Industrielän-
dern. Mitte September soll nun auf
einer UN-Sondervollversammlung in
New York nach fünf Jahren eine
Zwischenbilanz des Programms gezo-
gen werden.1

Die MDGs sind nicht das erste große
Aktionsprogramm dieser Art. Das Grä-
berfeld der Pläne und wohlgemeinten
Absichtserklärungen aus einem halben
Jahrhundert Entwicklungspolitik ist
inzwischen unübersehbar geworden.
Das bekannteste Beispiel ist das Ziel,
0,7 Prozent des Bruttonationaleinkom-
mens (BNE; früher Bruttosozialprodukt)
der Industrieländer für Entwicklungs-
finanzierung bereitzustellen. In diesem
Jahr begehen wir den 35. Jahrestag der
Nichterfüllung des UN-Beschlusses von
1970. Die Tendenz ist seit den 90er Jah-
ren sogar wieder rückläufig. Von ihrem
Höchststand von 0,33 Prozent im Jahr
1992 fiel die öffentliche Entwicklungs-

1 Vom 14.-16. September. Auch Bundeskanzler
Schröder wird, drei Tage vor der Bundestags-
wahl, daran teilnehmen.



hilfe auf 0,28 Prozent. Auch wenn Ent-
wicklung nicht auf Finanzierung und
deren Höhe reduziert werden kann und
ungeachtet der berechtigten Kritik an
Struktur und Verfahren gegenwärtiger
Hilfe: Die Bereitstellung von Geld und
dessen Menge sind immer noch der
beste Indikator dafür, wie viel Bedeu-
tung einem politischen Ziel beigemes-
sen wird. 

Insbesondere Vergleiche mit anderen
Politikbereichen sind hier höchst in-
struktiv. So betrug allein der Zuwachs
der Rüstungsausgaben der USA nach
dem 11. September 48 Mrd. US-Dollar,
also fast so viel wie die gesamte Ent-
wicklungshilfe der OECD-Staaten für
2001 (52 Mrd. US-Dollar).2

Ähnlich wie mit den 0,7 Prozent ver-
hält es sich mit anderen Aktionsplänen
zur Armutsbekämpfung. Wer erinnert
sich noch an die „Agenda 21“, das
Aktionsprogramm der UN-Konferenz
Umwelt & Entwicklung (UNCED) in Rio
de Janeiro 1992? Nach dem Ende des
Kalten Krieges war mit der UNCED die
große Hoffnung auf eine Wende ver-
bunden. Endlich sollte die „Rüstungs-
dividende“ in nachhaltige Entwicklung
fließen. 125 Mrd. US-Dollar zusätzlich
sollten jährlich mobilisiert werden, um
die dringendsten Probleme von Umwelt
und Entwicklung zu lösen. Das ent-
sprach damals dem 0,7-Prozent-Anteil
am globalen Bruttosozialprodukt. Die
Entwicklungsländer forderten dafür die
Etablierung eines Globalen Entwick-
lungsfonds. Heraus kam die „Global
Environment Facility“ (GEF), ausge-
stattet mit einem durchschnittlichen
Jahresbudget von knapp einer Mrd.
US-Dollar, die zudem alle drei Jahre um
ihre Wiederauffüllung kämpfen muss.

Und wie war das noch mit der „20:20-
Initiative“, jenem Vorschlag des Welt-
sozialgipfels 1995 in Kopenhagen, wo-
nach die Geber mindestens 20 Prozent
ihrer Entwicklungshilfe und die Emp-
fänger 20 Prozent ihres Staatshaus-
haltes für die Prioritäten menschlicher
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Entwicklung zur Verfügung stellen soll-
ten? Zehn Jahre später ist der Vorschlag
längst vergessen, und die Akten ver-
stauben in den Regalen.

Kurzum: Die Abstände zwischen den
jeweils neuen Aktionsplänen werden
immer kürzer. Konstant blieb bisher
lediglich ihr mehr oder minder kläg-
liches Scheitern.

Welche Armut?

1,2 Milliarden Menschen, so liest man
allenthalben, leben in Armut. Das ist
ein Fünftel der Weltbevölkerung. Ar-
mut ist dabei definiert als Einkommens-
armut, und die Armutsgrenze wurde
bei einem Einkommen von weniger als
einem US-Dollar pro Kopf und Tag
fixiert. Auch wenn diese Festlegung
etwas Willkürliches hat, kann man frag-
los davon ausgehen, dass ein Einkom-
men unterhalb dieser Grenze für die
Betroffenen einen täglichen Kampf ums
Überleben bedeutet. Dazu gehört auch:
keine medizinische Versorgung, kein
Zugang wenigstens zu Grundschul-
bildung, zu sauberem Wasser und
sicheren sanitären Einrichtungen. Es
bedeutet geringe Lebenserwartung
und geringe Chancen, einem Leben in
Not und Elend zu entkommen.

Diese Armutsdefinition bedeutet je-
doch keineswegs, dass bei einem Ein-
kommen über dieser Grenze Wohlstand
herrschen würde. Auch das doppelte
Einkommen von zwei US-Dollar, das
mitunter als Indikator herangezogen
wird, bedeutet Armut. Weitere 1,6
Milliarden Menschen in den Entwick-
lungsländern müssen mit einem Ein-
kommen unterhalb dieser Grenze aus-
kommen. Insgesamt also 2,8 Milliarden
Menschen in Afrika, Asien und Latein-
amerika leben nach diesem Maßstab in
absoluter Armut. Bei einer Weltbevöl-
kerung von 6,2 Milliarden sind das 
45 Prozent.

Allerdings wird auch mit dieser Zahl
die Realität der Armut noch immer
nicht adäquat erfasst. Denn Armut ist

2 Insgesamt beläuft sich der Rüstungsetat der
USA auf ca. 500 Mrd. US-Dollar.



nicht auf absolute Armut zu reduzieren,
auch wenn diese die dramatischste
Dimension des Problems ist. In der
Armutsforschung besteht Konsens,
dass Armut nicht nur zum physischen
Existenzminimum in Relation zu setzen
ist, sondern auch zum sozialen und kul-
turellen Gesamtzusammenhang einer
Gesellschaft. „Armut wird als auf einen
mittleren Lebensstandard bezogene
Benachteiligung aufgefasst“, heißt es
im Zweiten Armutsbericht, den die
Bundesregierung zu Beginn dieses Jah-
res verschämt vorlegte.3 Die Weltbank
definiert für Lateinamerika relative Ar-
mut als ein Drittel des Durchschnitts-
konsums; folglich ist heute die Hälfte
des Subkontinents arm.

In der EU ist die Armutsdefinition für
die Mitgliedsländer verbindlich fest-
gelegt. Demnach verläuft die Armuts-
grenze bei 60 Prozent des so genannten
Nettoäquivalenzeinkommens (ein auf
Grundlage eines bestimmten Waren-
korbs gewichteter Durchschnittswert).
Für die Bundesrepublik liegt diese
Schwelle für einen erwachsenen Single
gegenwärtig bei 934 Euro – netto wohl-
gemerkt. Da das durch Hartz IV einge-
führte Arbeitslosengeld II diese Grenze
regelmäßig unterschreitet, handelt es
sich nicht um Polemik, wenn man die-
ses als gesetzlich verordnete Armut be-
zeichnet. Relative Armut ist als Resultat
der neoliberalen Wirtschafts- und Sozi-
alpolitik in fast allen Industrieländern
zu einem Problem geworden. Daher
müsste man noch einmal 100 bis 150
Millionen Menschen aus dem Norden
zu dem Heer der Armen, zum „globalen
Süden“ rechnen.

Die Verwirklichung der im Jahr 2000
beschlossen Millennium Development
Goals zielt auf die Verringerung der
absoluten Einkommensarmut. Deren
Überwindung würde ohne Zweifel
einen gewaltigen Fortschritt bedeuten,
aber das Problem der Armut wäre damit
noch lange nicht aus der Welt. 
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Die Millenniums-Entwicklungsziele

Die Essentials der MDGs sehen folgen-
dermaßen aus:

1. Halbierung der extremen Ein-
kommensarmut (Ein-US-Dollar-Krite-
rium) und des Hungers bis zum Jahr
2015 (Basisjahr 1990); 2. Primarschul-
bildung für alle Kinder der Welt; 3. Be-
seitigung des Geschlechtergefälles in
der Primar- und Sekundarschulbildung,
wenn möglich bis 2005 und auf allen
Bildungsebenen bis spätestens 2015; 
4. Senkung der Sterblichkeitsrate von
Kindern unter fünf Jahren um zwei
Drittel; 5. Senkung der Müttersterblich-
keitsrate um drei Viertel; 6. Eindäm-
mung von Aids, Malaria und anderen
schweren Krankheiten; 7. Integration
der Grundsätze nachhaltiger Entwick-
lung in einzelstaatliche Politik und Pro-
gramme: Umkehrung des Verlustes von
Umweltressourcen; Halbierung des
Anteils der Menschen ohne Zugang zu
sauberem Trinkwasser und hygieni-
schem Abwasser; Verbesserung der
Lebensbedingungen von mindestens
100 Millionen Slumbewohnern bis
2020; 8. Aufbau einer weltweiten „Ent-
wicklungspartnerschaft“, unter ande-
rem durch: Weiterentwicklung eines
offenen, regelgestützten, berechenba-
ren und nichtdiskriminierenden Han-
dels- und Finanzsystems; Berücksichti-
gung der besonderen Bedürfnisse der
am wenigsten entwickelten Länder;
umfassende Bearbeitung der Schulden-
probleme der Entwicklungsländer;
Beschaffung menschenwürdiger und
produktiver Arbeit für junge Menschen;
Verfügbarkeit von erschwinglichen
und unentbehrlichen Arzneimitteln in
den Entwicklungsländern; Nutzung der
Vorteile neuer Technologien, insbeson-
dere der Informations- und Kommuni-
kationstechnologien.

Den MDGs wird in der Öffentlichkeit
eine große moralische Autorität bei-
gemessen. Wer würde sich auch schon
gegen eine Reduzierung der Armut
aussprechen? Dennoch hat das Konzept
durchaus fragwürdige Seiten. 

3 Vgl. Albert Scharenberg, Armutszeugnis, in:
„Blätter“, 1/2005, S. 135-138.



Da wäre erstens die „neue Bescheiden-
heit“. Offensichtlich sind die Ziele der
Armutsbekämpfung in den MDGs sehr
viel zurückhaltender als noch zu Mc-
Namaras Zeiten. Dennoch wird es von
manchen sogar als Realismus gerühmt,
die absolute Ein-Dollar-Armut bis 2015
nur um die Hälfte reduzieren zu wollen.
Dabei handelt es sich hier um eine rein
willkürliche Festsetzung, mit der im
Namen von Realpolitik 600 Millionen
Menschen auch nach 2015 der Armut in
ihrer übelsten Erscheinungsform über-
lassen werden. Dabei sind längst das
ökonomische Potenzial und das erfor-
derlich Know-how vorhanden, um die
absolute Armut insgesamt Geschichte
werden zu lassen. Es handelt sich aus-
schließlich um eine Frage des politi-
schen Willens und damit letztlich von
Macht und Herrschaft. Wer von der
moralischen Autorität der MDGs spricht,
sollte deshalb nicht vergessen, dass die
MDGs auch einen moralischen Offen-
barungseid gegenüber 600 Millionen
Menschen darstellen. 

Zweitens: In seinen konkreten und
greifbaren Teilen sind die MDGs auf
traditionelle Finanztransfers reduziert,
während strukturelle Veränderungen
(Punkt 8) vage und unverbindlich ge-
halten sind. Damit wird ein großer Teil
der strukturellen Ursachen von Armut
ausgeblendet. Zugleich wird der Bank-
rott der neoliberalen Theorie und Praxis
bemäntelt, die vor Jahren mit dem
Anspruch angetreten waren, Wohler-
gehen für alle Menschen auf dem Pla-
neten zu ermöglichen. 

Drittens werden dubiose Kompromis-
se mit dem neoliberalen Mainstream in
die MDGs eingebaut, wie beispiels-
weise die Zusammenarbeit mit den
Pharmakonzernen bei der Bekämpfung
von Aids und anderen Krankheiten.
Statt die Konzerne nach ihrer Leis-
tungsfähigkeit zu besteuern und le-
benswichtige Medikamente frei von
privaten Gewinnmaximierungsinteres-
sen bereitzustellen, mutiert diese Art
von PPP (Public Private Partnership)
letztlich zu Publicly Promoted Profits.
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Mit der Konzentration auf Hilfstransfers
wird viertens auch die Möglichkeit ver-
tan, durch strukturelle Eingriffe durch-
schlagende Entwicklungseffekte zu
erzielen. So bleiben beispielsweise die
Etablierung einer neuen Finanz-
architektur oder einer gerechten Welt-
handelsordnung vage, obwohl diese
entwicklungsfreundliche Rahmenbe-
dingungen schaffen und die Umvertei-
lung von Süd nach Nord und von unten
nach oben umpolen könnten. 

Solange die strukturellen Ursachen
von Armut weiter ausgeblendet wer-
den, wird man auch gegen die Erzeu-
gung neuer Armut machtlos bleiben.
Die Unterwerfung von ca. zwei Milliar-
den Menschen, die heute noch in länd-
lichen Regionen und kleinbäuerlichen
Produktionszusammenhängen leben,
unter die Verwertungsinteressen des
globalisierten Kapitals produziert un-
aufhörlich pauperisierte Massen. 

Während also auf der einen Seite mit
Finanztransfers Armut bekämpft wird,
reproduzieren die bestehenden Struk-
turen täglich die Armut. Wer von Armut
redet, darf deshalb von Reichtum nicht
schweigen. Dem Weltreichtumsbericht
2005 von Merrill Lynch und Cap Gemi-
ni zufolge „ist die Zahl der Dollarmillio-
näre 2004 so steil angestiegen, wie seit
drei Jahren nicht mehr – um 600 000 auf
8,3 Millionen.“4 Deren Gesamtvermö-
gen ist um 8,2 Prozent auf 30,8 Billionen
US-Dollar gewachsen.

Lackmustest Finanzierung

Die Finanzmittel, die zur Realisierung
der MDGs nötig sind, wurden in einer
aufwändigen Untersuchung unter Lei-
tung von Jeffrey Sachs von der Colum-
bia Universität in New York ermittelt.
Demnach wäre bis 2006 ein Zuwachs
der Entwicklungshilfe auf 135 Mrd., bis
2010 auf 152 Mrd. und bis 2015 auf 195
Mrd. US-Dollar erforderlich. Prozentual
würde das eine Steigerung auf 0,44 Pro-

4 „Financial Times Deutschland“, 10.6.2005.



zent bis 2006, über 0,46 Prozent 2010
und auf 0,54 Prozent des BNE 2015
bedeuten. Damit bleibt das Programm
immer noch unter den einst angestreb-
ten 0,7 Prozent. Gleichwohl kommt der
Sachs-Report zu dem wenig überra-
schenden Ergebnis, dass die Ziele auf
keinen Fall erreicht werden, wenn die
Finanzierung weiterhin in den her-
kömmlichen Bahnen verläuft.

Die Finanzierung der MDGs wird
damit zum Lackmustest für die Ernst-
haftigkeit der Industrieländer, endlich
aus dem entwicklungspolitischen Ham-
sterrad auszusteigen. Angesichts der
strukturellen Krise der öffentlichen
Haushalte wird dort allerdings nicht
mehr viel herauszupressen sein. Daher
ist die Situation günstig, um neue
Finanzierungsinstrumente ins Ge-
spräch zu bringen. An erster Stelle sind
hier internationale Steuern zu nennen,
zum Beispiel die Besteuerung des Luft-
verkehrs und eine Devisentransak-
tionssteuer (Tobin-Steuer). Internatio-
nale Steuern, gegebenenfalls auch uni-
lateral von der EU eingeführt, könnten
nicht nur den Durchbruch bei der Ent-
wicklungsfinanzierung bringen, son-
dern aufgrund ihrer Lenkungswirkung
auch einen wichtigen Beitrag zur politi-
schen Regulierung der Globalisierung
leisten. Wenn die Globalisierung bisher
neue und ungeahnte Profitmöglichkei-
ten erschlossen hat – siehe die zuneh-
mende Zahl von Millionären –, dann ist
es nur logisch, wenn ein Teil dieser
Gewinne in Zukunft an die Verlierer
der Globalisierung umverteilt wird.
Wenn man von den 8,3 Millionen Milli-
onären auf der Welt nur eine bescheide-
ne und einmalige Vermögensabgabe
von 0,7 Prozent erheben würde, kämen
auf einen Schlag 215 Mrd. US-Dollar
zusammen.

Peter Wahl
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Nukleare
Schurken

Selten ist eine Abrüstungskonferenz 
so kläglich gescheitert wie die am 
27. Mai in New York zu Ende gegan-
gene Überprüfungskonferenz des
Nuklearen Nichtverbreitungsvertrages
(NVV). Nach vier Verhandlungswo-
chen verabschiedeten Vertreter der 188
Vertragsstaaten ein Abschlussdoku-
ment, das nicht eine einzige inhaltliche
Aussage enthält. 

Mit dem Scheitern der Tagung hat
die internationale Gemeinschaft leicht-
fertig die Chance vergeben, das wich-
tigste Abkommen gegen die Verbrei-
tung von Kernwaffen an die neue inter-
nationale Lage anzupassen. Das nukle-
are Nichtverbreitungsregime ist durch
das Konferenzergebnis zwar nicht un-
mittelbar geschwächt, aber wichtige
Maßnahmen zur Reform des 35 Jahre
alten Vertrages können bis auf weiteres
nicht umgesetzt werden. Klare Signale
an die Regelbrecher Iran und Nordko-
rea gingen von New York nicht aus, und
auch auf die einzigen außerhalb des
Vertrages stehenden Länder Indien,
Israel und Pakistan wurde kein deut-
licher Druck ausgeübt, ihre Atom-
waffen aufzugeben und dem Vertrag
beizutreten.

Die Hauptverantwortung für das
Konferenzergebnis tragen die neuen
Schurkenstaaten der internationalen
Diplomatie, Iran und USA. Sie blockier-
ten die Konferenz, um Kritik an ihren
eigenen Atomprogrammen zu vermei-
den und können mit dem Ergebnis zu-
frieden sein. Allerdings waren auch nur
wenige andere Vertragsmitglieder wil-
lens, sich gegen diese selbstsüchtige
Politik zu wehren.

Verlauf und Ergebnis der Überprü-
fungskonferenz zeigten deutlich auf,
warum der NVV in der Krise ist: Wichti-
ge Staaten sind nicht mehr bereit, sich


